Sieckmann, Einführung in die Rechtswissenschaft


Prof. Dr. Jan-R. Sieckmann

Einführung in die Rechtswissenschaft

SS 2007

Ort: F 301

Zeit: Mi. 18-20 Uhr

Beginn: 18.4.

Gliederung:

§ 1 
Der Begriff des Rechts


A. Relevanz des Rechts


B. Definitionsansätze


C. Deskriptive und normative Rechtsbegriffe


D. Naturrecht und Rechtspositivismus

§ 2
Funktionen des Rechts

§ 3
Recht als System


A. Die Struktur staatlichen Rechts


B. Staatliches Recht, internationales Recht und supranationales Recht


C. Systematik staatlichen Rechts

§ 4
Grundprinzipien des Zivilrechts

§ 5
Grundprinzipien des Strafrechts

§ 6
Grundprinzipien des Öffentlichen Rechts

§ 7
Elemente des demokratischen Verfassungsstaats


A. Verfassungsorgane


B. Verfassungsprinzipien


C. Grundrechte und Verfassungsgerichtsbarkeit

§ 8
Theorie der Rechtsanwendung


A. Methodik der Gesetzesinterpretation


B. Methoden der Rechtsfortbildung

§ 9
Probleme der Rechtserkenntnis

§ 10
Recht und Gerechtigkeit

Literatur:

Alexy, Begriff und Geltung des Rechts; Baumann, Einführung in die Rechtswissenschaft; Baur/Walter, Einführung in das Recht der Bundesrepublik Deutschland; Braun, Einführung in die Rechtswissenschaft; Engisch, Einführung in das juristische Denken; Grimm (Hg.), Einführung in das Recht; Horn, Einführung in die Rechtswissenschaft und Rechtsphilosophie; Koller, Theorie des Rechts; Radbruch, Einführung in die Rechtswissenschaft; Rehbinder, Einführung in die Rechtswissenschaft; Zippelius, Einführung in das Recht

§ 1 Der Begriff des Rechts

A. Relevanz des Rechts

Ubiquität des Rechts

B. Definitionsansätze

(1) Recht als komplexes Phänomen

- Mehrdeutigkeit: Recht als Rechtssystem/als Rechtsnorm

(2) Grundidee: Recht als verbindliche Ordnung einer Gesellschaft

(3) Institutionalisierung des Rechts.

Positivität des Rechts. Problem: Gewohnheitsrecht, allg. Rechtsprinzipien.

Erzwingbarkeit/Justitiabilität des Rechts. Problem: nicht justitiable Rechtsnormen; Völkerrecht.

(4) Abgrenzung zu Moral, Sitte, Brauch

Moral im Sinne kritischer, individueller Moral vs. positives Recht.

Sitte im Sinne von Sozialmoral vs. positives Recht. Problem: Bezug des Rechts auf "gute Sitten".

Brauch im Sinne von gesellschaftlichen Konventionen ohne moralischen Gehalt.

(5) Normative und nicht-normative Konzeptionen des Rechts

Normativ: Rechtsgeltung impliziert Pflicht zur Befolgung.

Nicht-normativ: Rechtsgeltung impliziert nicht Befolgungspflicht.

Bsp.: Strafbarkeit der "Mauerschützen".

(6) Perspektiven auf das Recht

Teilnehmerperspektive und Beobachterperspektive

Interner und externer Standpunkt

Richterperspektive; Perspektive des Bürgers; - des rechtstreuen Bürgers/des Kriminellen (bad man); Anwaltsperspektive; Perspektive des Gesetzgebers; Perspektive der Verwaltung; Perspektive des Rechtswissenschaftlers.

(7) Aspekte des Rechts

- Recht als normative Ordnung: System von Normen/Prozess der Erzeugung von Normen

- Recht als Institution: Organe mit Kompetenzen zur Erzeugung, Anwendung und Durchsetzung des Rechts.

- Recht als Interessenkampf

- Recht als Argumentation

Beispiel: Mauerschützen

Der damals 20jährige S versuchte am 1. Dezember 1984 gegen 3.15 Uhr, die Grenzanlagen in Berlin mit einer 4 m langen Leiter zu überwinden. S war von den zwei wachhabenden Soldaten, einem 20jährigen Unteroffizier und einem 23jährigen Soldaten, entdeckt worden, lief jedoch trotz des Anrufs, daß er stehenbleiben solle, und eines Warnschusses weiter. Er hatte bereits die eigentliche, 3,50 m hohe Grenzmauer erreicht und war dabei, die an die Mauer gelehnte Leiter zu besteigen. Den Grenzsoldaten war klar, daß sie die Flucht des S nur noch durch gezieltes Feuer verhindern konnten. Sie gaben aus mehr als 100 m Entfernung mehrere Schüsse mit Dauerfeuer auf den S ab. Beide zielten auf die Beine, wußten aber, daß insbesondere wegen des Dauerfeuers die Möglichkeit eines tödlichen Treffers bestand, wollten die Flucht aber auch um diesen Preis verhindern. S wurde in das linke Knie und in den Rücken getroffen. Er wurde erst nach mehr als zwei Stunden in ein Krankenhaus eingeliefert (was allerdings nicht in den Verantwortungsbereich der Grenzsoldaten fiel) und starb dort um 6.20 Uhr. Die Grenzsoldaten wurden belobigt. Lediglich der hohe Munitionsverbrauch wurde gerügt. Das Landgericht Berlin verurteilte sie wegen gemeinschaftlichen Totschlags zu Freiheitsstrafen von einem Jahr und sechs bzw. neun Monaten. Beide Strafen wurden zur Bewährung ausgesetzt. Der Bundesgerichtshof hat die Revisionen gegen dieses Urteil als im Ergebnis unbegründet verworfen.

C. Naturrecht und Rechtspositivismus

Naturrecht

= Begründung von Normen aus Annahmen über die Natur des Menschen oder die menschliche Vernunft.

Merkmale klassischer Naturrechtskonzeptionen, die allerdings in Reinform kaum vertreten werden, sind

(1) ewige und unveränderliche Geltung,

(2) universelle Geltung, 

(3) Vorrang vor positivem Recht.

Minimalbedingung: begrifflich notwendige Verbindung von Recht und Moral.

Wichtige Vertreter:

Aristoteles: teleologische Naturrechtslehre

Thomas von Aquin: Verbindung von aristotelischer Lehre mit christlicher Lehre

Thomas Hobbes: rationales Naturrecht, Begründung von Recht aus dem Eigeninteresse der Menschen, Vertragstheorie

John Locke: Vertragstheorie, Staatszweck: Schutz von Leben, Freiheit, Eigentum

Immanuel Kant: Begründung a priori gültiger Prinzipien des Vernunftrechts; Freiheit als einziges Menschenrecht; Notwendigkeit positiven Rechts.

Rechtspositivismus

Thesen rechtspositivistischer Theorien:

(1) Trennung von Recht und Moral. Rechtsgeltung impliziert keine moralische Pflicht zur Befolgung des Rechts. Recht kann (vom Rechtsbegriff her gesehen) beliebigen Inhalt haben.

(2) Ausschluss normativer Kriterien der Rechtsgeltung (wie moralische Richtigkeit, Gerechtigkeit). Formeller Test für Rechtsgeltung (nur Gesetztheit und soziale Wirksamkeit oder Anerkennung).

Wichtige Richtungen:

Begriffsjurisprudenz: Rechtserkenntnis aus systematischer Entfaltung des positiven Rechtsmaterials.

Gesetzespositivismus: strikte Bindung an das positive Gesetz.

Rechtsrealismus: Recht als Rechtspraxis (amerikanischer Rechtsrealismus) oder psychische Einstellung (skandinavischer Rechtsrealismus)

Soziologische Theorien des Rechts

"Reine Rechtslehre" (Hans Kelsen)

Recht als System primärer und sekundärer Regeln (H.L.A. Hart).

Kombinationen naturrechtlicher (normativer) und positivistischer Elemente:

Gustav Radbruch: Radbruchsche Formel

Robert Alexy: Extremes Unrecht ist kein Recht.

Ronald Dworkin: Prinzipienmodell des Rechts.

Beispiel: Das Recht, seine Ehefrau zu schlagen

Auf der Insel Sark hat sich ein feudales Rechtssystem erhalten mit folgenden Regelungen: (1) Nur Grundbesitzer können Mitglied im Parlament sein. (2) Männer dürfen ihre Ehefrauen schlagen, sofern kein Blut fließt. (3) Es gilt das ius primae noctis. 

Wie sollte ein Richter auf die Unterlassungklage einer Frau hin entscheiden, die ihrem Ehemann verbieten will, sie zu schlagen?

§ 2 Funktionen des Rechts

Allgemeine Funktionen sozialer Normen

Unsicherheiten und Unzulänglichkeiten menschlichen Zusammenlebens. Gründe:

Offenheit menschlichen Verhaltens: nur in geringem Maße durch Instinkte gesteuert. Handlungsfreiheit. Unberechenbarkeit.

Konflikthaftigkeit menschlichen Zusammenlebens: knappe Ressourcen, neben materiellen Gütern auch Leben, Freiheit, Macht, Prestige.

Selbstbezogenheit menschlicher Interessen: reduzierte Bereitschaft der Menschen, eigennützige Interessen hinter das Wohlergehen aller zurückzustellen.

Resultierende Probleme: Unsicherheit, Gewalt, Ineffizienz.

Verhaltensunsicherheit

gewaltsamer Kampf um knappe Güter

keine soziale Kooperation

Zweck sozialer Normen ist die Lösung dieser Probleme:

Gewährleistung von Verhaltenssicherheit

Sicherung sozialen Friedens

Ermöglichung sozialer Zusammenarbeit.

Spezielle Funktionen des Rechts

Koller: Friedens-, Gestaltungs- und Ausgleichsfunktion

Recht als System sozialer Normen,

- deren Wirksamkeit durch organisierten Zwang garantiert wird,

- deren Anwendung und Erzeugung einer entsprechenden Befugnis bedarf und

- deren Anspruch auf Verbindlichkeit die Überzeugung der Legitimität voraussetzt.

Radbruch: Rechtssicherheit, Zweckmäßigkeit, Gerechtigkeit als Rechtszwecke (Inhalt der Rechtsidee).

Alexy: Erkenntnis-, Koordinations-, Durchsetzungsproblem.

Weitere Funktionen: Integration und Sozialisierung

Kritische Positionen gegenüber dem Recht: 

Recht als Herrschaftsapparat und Unterdrückungsmechanismus

§ 3 Recht als System

A. Staatliches Recht

I. Die Basis des Rechtssystems

Rechtsquellen = "Erkenntnisgründe für etwas als Recht" (A. Ross), also Kriterien der Identifikation des Rechts.

Rechtsquellen des staatlichen Rechts

- gesetztes Recht verschiedener Stufen (Verfassung, Gesetz, Verordnung, Entscheidung)

- Gewohnheitsrecht

- Richterrecht (str.)

- überpositives Recht (str.).

Gewohnheitsrecht: Recht, das aufgrund langdauernder Übung in der Überzeugung der recht​lichen Notwendigkeit ihrer Befolgung entstanden ist (longa consuetudo, opinio necessitatis bzw. iuris), jedoch nicht förmlich gesetzt ist.
Richterrecht: durch gerichtliche Urteile begründetes Recht. Anerkennung als Rechtsquelle ist um​stritten. Einwand: "Petrifizierung" (Versteinerung) der Rechtsordnung. Bindung an Präju​di​zien z.B. im Common Law sowie in einzelnen Regelungen des deutschen Rechts, z.B. § 31 BVerfGG. Eine Bindung kann sich jedoch auch mittelbar aufgrund allgemeiner Rechts​grundsätze, wie Rechtssicherheit, Vertrauensschutz, Gleichheit, ergeben.

Bsp.: Neues Mitglied einer Rechtsanwaltssozietät wird für Altschulden der Gesellschaft in Anspruch genommen. Nach alter Rechtsprechung haften neue Gesellschafter nicht für Altschulden. Der BGH hält diese Rechtsprechung nicht mehr für richtig.

II. Der Stufenbau der Rechtsordnung (Kelsen, Merkl)

Grundgedanke: die rechtliche Geltung von Normen wird aus Normen höherer Stufe, die zu Rechtsetzungsakten ermächtigen, sowie dem Vollzug solcher Rechtsetzungsakte abgeleitet. 

Für das Recht demokratischer Verfassungsstaaten ergibt sich folgende Stufenfolge:

1. 
Verfassung

2.
Gesetz (förmliches Gesetz = Parlamentsgesetz)

3.
Rechtsverordnung/Satzung (von der Exekutive gesetztes Rechtsnormen)

4.
Verwaltungsakt/Urteil (Anwendung von Rechtsnorm im Einzelfall)

III. Delegationszusammenhang und Derogationszusammenhang

Delegationszusammenhang: Geltungsbegründung aufgrund der Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsnormen.

Derogationszusammenhang: Vorrangordnung.

Vorrangregeln

(1) lex superior derogat legi inferiori. 

Bsp.: Art. 31 GG.

(2) lex posterior derogat legi priori. 

Bsp.: Später erlassenes Bundesrecht gegenüber Bundesrecht oder Normen im Rang von Bundesrecht. Bundesimmissionsschutzgesetz (1974) geht Gewerbeordnung (1869) vor.

(3) lex specialis derogat legi generali. 

Bsp.: Spezielle Aufopferungsansprüche gegenüber dem allgemeinen Aufopferungsanspruch.

Delegationszusammenhang und Derogationszusammenhang können auseinanderfallen. D.h. aufgrund delegierter Rechtsetzungsgewalt erlassene kann Vorrang vor Normen der delegierenden Gewalt erhalten.

Bsp.: Bestandskraft von VA. Anwendungsvorrang des EG-Rechts.

IV. Regelmodell und Prinzipienmodell des Rechts

Beispiel für das Regelmodell: Stufenbau der Rechtsordnung.

Merkmale des Regelmodells:

Normen mit Wenn-Dann-Struktur (Tatbestand -> Rechtsfolge)

Formeller Geltungstest (nur empirische und analytische Geltungskriterien: Gesetztheit und Wirksamkeit)

Richterliches Ermessen und Rechtsetzung in Fällen der Offenheit des Rechts.

Kritik Dworkins:

Neben Regeln auch Prinzipien als Gründe für Abwägungen mit Dimension des Gewichts.

Geltung von Rechtsprinzipien aufgrund inhaltlicher Richtigkeit; Offenheit des Rechts gegenüber der politischen Moral.

Kein richterliches Ermessen, sondern Richter haben stets eine einzig richtige Entscheidung zu treffen.

Beispiel für das Prinzipienmodell:

Einführung des Grundsatzes "No man shall profit from his own wrong."

Struktur der Grundrechtsprüfung, insbesondere im Fall des Grundrechts der allgemeinen Handlungsfreiheit. Problem: Leerlaufen der Grundrechte.

Ausstrahlungswirkung der Grundrechte als objektive Grundsatznormen. Beispiel Drittwirkung der Grundrechte.

Einwände:

- Abhängigkeit des Rechts von Moralvorstellungen (guten wie schlechten; "entartete Moral")

- Rationalitätsverlust wegen fehlender Objektivität von Prinzipienabwägungen

- Verlust an Rechtssicherheit und Effizienz des Rechts

- Entstehen eines "Jurisdiktionsstaats" zu Lasten von Demokratie und Gewaltenteilung

- Freiheitsverlust.

V. Objektives Recht und subjektive Rechte

Objektives Recht: Gesamtheit aller Rechtsnormen, die in einem Gemeinwesen gelten.

Subjektives Recht: Berechtigungen des einzelnen.

Problem Monismus/Dualismus: Haben subjektive Rechte im Rechtssystem eigenständige Bedeutung oder sind sie lediglich Reflexe des objektiven Rechts?

Interpretation objektiver Rechtsnormen als Gewährung subjektiver Rechte: Schutznormtheorie.

B. Staatliches Recht, internationales Recht und supranationales Recht

(1) Staatliches Recht:

- durch staatliche Organe erlassen oder anerkannt;

- Wirkung (grds. nur) innerhalb des Staatsgebiets.

(2) Internationales Recht (Völkerrecht): 

Rechtsnormen, die die Beziehungen zwischen Staaten und anderen Völkerrechtssubjekten regeln.

Dualismus von staatlichem und internationalem Recht (vs. Monismus).

Rechtsquellen des Völkerrechts: Vgl. Art. 38 IGH-Statut:

- Verträge (z.B. UN-Charta 1948; Pakt über bürgerliche und politische Rechte von 16.12.1966; Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 16.12.1966;EMRK 1950).

- Gewohnheitsrecht: aufgrund Staatenpraxis (consuetudo) + Überzeugung, rechtlich zu dem Verhalten verpflichtet zu sein (opinio iuris).

- allgemeine Rechtsgrundsätze: allgemeine Prinzipien, die im jeweiligen nationalen Recht der Staaten verschiedener Rechtskreise beheimatet sind.

Inhalte und  Prinzipien des Völkerrechts:

Staatliche Souveränität

Verbot der Gewaltanwendung

Selbstbestimmungsrecht der Völker

Menschenrechte

Diplomatische Immunität

Betreuung/Schutz eigener Staatsbürger im Ausland

Entschädigung für konfisziertes Eigentum
(3) Supranationales Recht:

Recht supranationaler (zwischenstaatlicher) Organisationen. Kriterium: Ausübung von Hoheitsrechten mit unmittelbarer Wirkung in den Mitgliedsstaaten.

Bsp.: EG; Europarat; WTO.

(4) Problem: Vorrangverhältnisse

C. Systematische Einteilung des staatlichen Rechts

Privatrecht/Öffentliches Recht

Privatrecht: Regelungen der Rechtsverhältnisse der Bürger untereinander.

Öffentliches Recht: Sonderrecht für Hoheitsträger.

Öffentliches Recht (innerstaatlich):

i.e.S.: Verfassungsrecht; Verwaltungsrecht

i.w.S.: Prozessrecht; Strafrecht

§ 4 Grundprinzipien des Zivilrechts

A. Privatautonomie

= Recht zur Regelung der eigenen Rechtsbeziehungen.

Freiheiten des einzelnen: Eigentums- und Vertragsfreiheit, Testierfreiheit, Gewerbefreiheit, Freiheit der Partnerwahl und der Familiengründung.

Rechtsfähigkeit: Natürliche und juristische Personen. 

Bsp. für jur. Personen: eingetragener Verein, Genossenschaft, AG, GmbH.

Regelungen im Privatrecht zum Schutz freier Bürger vor sich selbst.

Soziale Tendenzen im Privatrecht.

B. Eigentum

Bürgerliches Recht: Sacheigentum besteht in einem prinzipiell unbegrenzten Bündel von Handlungsbefugnissen über einen Gegenstand unter Ausschluss Dritter.

vs. verfassungsrechtlicher Eigentumsbegriff; Eigentum an der eigenen Person.

C. Vertrag

Begriff: einverständliche Regelung der rechtlichen Beziehungen durch die unmittelbar Beteiligten.

Willenserklärung als Grundbegriff des bürgerlichen Rechts.

Voraussetzung der Ausübung von Privatautonomie: Geschäftsfähigkeit.

Bsp.: Handheben bei Versteigerung

Subjektive und objektive Interpretation von Willenserklärungen: 

- nach dem Willen des Erklärenden

- nach dem Empfängerhorizont

(Privatautonomie vs. Rechtssicherheit).

Anfechtungsmöglichkeit: - wegen Irrtums; - wegen Täuschung oder Drohung.

Vertragsfreiheit:

- Abschlussfreiheit: kein Zwang zum Vertragsschluss 

- Inhaltsfreiheit: kein Typenzwang

- Formfreiheit: auch mündliche Vereinbarungen sind (grds.) rechtswirksam (Ausnahmen: Grundstückskauf, Bürgschaft, Ehevertrag, Schenkung).

Grenzen der Vertragsfreiheit:

- Unveräußerlichkeit der Person

- Voraussetzung gleicher Vertragsmacht (Braun 167). Aber keine Wirksamkeitsbedingung.

- Inhaltskontrolle. Bsp.: Gerechter Preis? Grds. keine Inhaltskontrolle individueller Vereinbarungen, aber von AGB.

Rechtsfolgen von Vertragsverletzungen:

- gerichtliche Durchsetzung des Anspruchs

- u.U. Rücktrittsrecht

- u.U. Schadensersatzanspruch

Nicht-vertragliche Ansprüche:

- Deliktsrecht (Recht der unerlaubten Handlungen)

- ungerechtfertigte Bereicherung

D. Zivilprozess

Zivilprozess und Privatautonomie (vs. fürsorgerische Reglementierung des Zivilprozesses):

Dispositionsmaxime (statt Tätigwerden von Amts wegen)

Verhandlungsmaxime (statt Instruktionsmaxime: Aufklärung von Amts wegen)

Zusammenfassung § 5 Strafrecht

(1) Strafe: ein Übel, das für ein unerlaubtes Verhalten auferlegt wird.

Strafrecht: Summe der Rechtsnormen, die den Vorgang staatlichen Strafens regeln.

(2) Rechtfertigung des Strafens: Rechtsgüterschutz

Problem: Darf Strafrecht der Durchsetzung öffentlicher Moral dienen?

Strafzwecke:

- Vergeltung (absolute Straftheorie)

- Spezialprävention

- Generalprävention

- Resozialisierung

- Wiedergutmachung (nur für bestimmte Modalitäten von Strafe)

(3) Rechtsstaatliche Voraussetzungen der Strafe

(a) nulla poena sine lege (Keine Strafe ohne Gesetz)

- sine lege scripta: geschriebenes Gesetz, nicht: Gewohnheitsrecht.

- sine lege stricta: Analogieverbot.

- sine lege certa: Bestimmtheitsgebot.

- sine lege praevia: Rückwirkungsverbot.

(b) nulla poena sine culpa (Schuldgrundsatz)

(c) Grundsatz der Verhältnismäßigkeit hinsichtlich der Strafandrohung

(4) Prüfung der Strafbarkeit einer Handlung

(4.1.) Tatbestandsmäßigkeit

- Handeln und Unterlassen

- Erfolgs- und Begehungsdelikte; Kausalität: conditio sine qua non (a.A.: Adäquanztheorie).

- Vorsatz = Wissen und Wollen der Verwirklichung eines Straftatbestands

(/Fahrlässigkeit: nur strafbar, wenn gesetzlich angeordnet)

- Versuch: Strafbarkeit des Versuchs nur bei Verbrechen oder wenn gesetzlich angeordnet

- Täterschaft und Teilnahme

(4.2.) Rechtfertigungsgründe

- Notwehr, § 32 StGB, § 228 BGB: zur Abwehr rechtswidrigen Angriffs.

- Notstand, § 34 StGB, § 904 BGB: zum Schutz wesentlich überwiegender Rechtsgüter.

- Selbsthilfe: Durchsetzung eines Anspruchs, aber nur zulässig, wenn obrigkeitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen ist und der Anspruch droht vereitelt zu werden.

- Einwilligung: volenti non fit inuria. Grenzen: § 216 StGB. § 226 StGB.

- Wahrnehmung berechtigter Interessen, § 193 StGB.

- Festnahmerecht, § 127 StPO.

(4.3.) Entschuldigungsgründe

- Unzurechnungsfähigkeit

- Verbotsirrtum, § 17 StGB. Nur bei Unvermeidbarkeit, sonst nur Strafmilderung.

- Zumutbarkeit, Bsp. entschuldigender Notstand § 35 StGB

(4.4.) Strafausschließungsgründe. Bsp.: Indemnität des Abgeordneten

(4.5.)  Strafverfolgungshindernisse. Bsp.: Immunität des Abgeordneten; Verjährung, §§ 78, 79 StGB (Verfolgungs-, Vollstreckungsverjährung).

§ 6 Grundprinzipien des Öffentlichen Rechts

A. Systematik des öffentlichen Rechts

Verfassungsrecht/Verwaltungsrecht

Formelles Verfassungsrecht: Kodifiziert, erschwert abänderbar, mit Vorrang ausgestattet

Materielles Verfassungsrecht: Regelung oberster Staatsorgane sowie der grundlegenden Rechtsbeziehungen zwischen Bürger und Staat.

Bereiche der Verfassungsrechts:

Staatsorganisationsrecht (Oberste Staatsorgane und ihre Kompetenzen, Wahlrecht, Parteienrecht, Staatsangehörigkeitsrecht)

Verfassungsprinzipien: Republik, Demokratie, Rechtsstaat, Sozialstaat, Bundesstaat

Grundrechte

B. Prinzipien des demokratischen Verfassungsstaats

I. Grundsatz der Gewaltenteilung

Trennung von Legislative, Exekutive und Judikative, aber auch Verschränkung der Gewalten zum Zweck gegenseitiger Kontrolle. Funktion: Hemmung, Mäßigung, gegenseitige Kontrolle.

II. Bundesstaatsprinzip 

Institutionelle Garantie, Art. 79 III GG. Homogenitätsgebot, Art. 28 I 1 GG (Einschrän​kung der Verfassungsautonomie der Länder). Grds. Aufgabenzuweisung an die Länder, Art. 30 GG. Vorrang des Bundesrechts, Art. 31 GG. Ungeschriebener Grundsatz der Bundestreue.

III. Demokratieprinzip

1. Volkssouveränität, Art. 20 II 1 GG

Demokratische Idee: Identität (Kongruenz) von Herrschenden und Beherrschten.

Forderung demokratischer Legitimation: jedes amtliche Handeln muss sich zumindest mittelbar auf den Willen des Volkes zurückführen lassen.

2. Parteiendemokratie, Art. 21 GG

Mehrparteiensystem, Chance des Regierungswechsels, Chancengleichheit, Recht auf Opposition.

3. Parlamentarische Demokratie

- Unabhängigkeit der Abgeordneten, Art. 38 I 2 GG

- Parlament als Kreations- und Kontrollorgan

- Verantwortlichkeit der Regierung

- Parlamentsvorbehalt (Wesentlich​keits​theorie)

IV. Sozialstaatsprinzip

Forderung an den Staat, soziale Gerechtigkeit herzustellen, insb. Existenzsicherung, Chancengleichheit, Verhinderung extremer Vermögensunterschiede.

Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers.

V. Rechtsstaatsprinzip. Elemente:


(1) Grundrechte, Art. 1-19, 33, 38, 101ff. GG


(2) Gewaltenteilung, Art. 20 II, III GG


(3) Gesetzmäßigkeit staatlichen Handelns, Art. 20 III GG


(4) Vorhersehbarkeit und Berechenbarkeit staatlichen Handelns



(4.1) Rechtssicherheit (Bestimmtheitsgebot, Vertrauensschutz, Rückwirkungsverbot)



(4.2) Verhältnismäßigkeitsgebot


(5) Rechtsschutz durch unabhängige Gerichte, Art. 19 IV, 97, 101-104 GG

Zusammenfassung § 6 C., Grundrechte (1. Teil)

I. 
Idee der Grundrechte

Anerkennung des Eigenwerts des Menschen (Autonomie, Menschenwürde). Schutz fundamen​taler menschlicher Interessen. 
Voraussetzung der Legitimität staatlicher Herrschaft.

Grundrechte: Verfassungsmäßige Rechte.

Menschenrechte: (1) moralische Rechte; (2) internationales Recht.

Menschen- und Bürgerrechte: Träger jeder Mensch/nur Staatsbürger.

II. 
Entwicklung der Grund- und Menschenrechte


1555: Augsburger Religionsfriede (cuius regio, eius religio; Auswanderungsrecht)


1628: Petition of Rights (gerichtlicher Rechtsschutz)


1679: Habeas Corpus (Freiheit der Person)


1689: Bill of Rights (Schutz gegen Besteuerung)


1776: Virginia Bill of Rights


1791: Amendments zur US-Verfassung


1789: Französische Deklaration der Menschen- und Bürgerrechte


1791, 1793, 1795: Franz. Verfassungen


1818/19: Verfassungen Baden, Württemberg, Bayern


1848: Paulskirchenverfassung


1919: Weimarer Reichsverfassung


1949: Grundgesetz


1948: UN-Deklaration der Menschenrechte


1950: Europäische Menschenrechtskonvention


1966: Pakte über bürgerliche und politische Rechte sowie soziale, kulturelle und wirtschaftliche Rechte
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III.
Systematik der Grundrechte

Freiheitsrechte und Gleichheitsrechte

Allgemeines Freiheitsrecht (Art. 2 I GG)/ Allg. Gleichheitssatz (Art. 3 I GG)

Spezielle Freiheitsrechte / Spezielle Gleichheitsrechte

Insb.: allg. Persönlichkeitsrecht (Art. 2 I i.V.m. 1 I GG) als unbenanntes spezielles Freiheitsrecht.

IV. Struktur der Grundrechtsprüfung (bei Freiheitsrechten)


(1) Eingriff in den Schutzbereich eines Grundrechts



- Definition des Schutzbereichs (z.B. Art. 2 I GG: allgemeine Handlungsfreiheit)



- GR-Eingriff (Beeinträchtigung)


(2) Verfassungsrechtliche Rechtfertigung des GR-Eingriffs


(2.1) Grundrechtliche Eingriffsermächtigung (an Gesetzgeber): 


Gesetzesvorbehalt, einfacher/qualifizierter. (z.B. Art. 2 I GG: Schranke der "verfassungsmäßigen Ordnung")


verfassungsimmanente Schranke: kollidierendes Verfassungsrecht.


(2.2) Verfassungsmäßigkeit des Eingriffsgesetzes


(2.2.1) Formell: Zuständigkeit, Verfahren, Form


(2.2.2) Materiell:


- Voraussetzungen der Eingriffsermächtigung (bei qualifiziertem Gesetzesvorbehalt)


- Sonstige verfassungsrechtliche Anforderungen, insb. Verhältnismäßigkeit der Regelung.


(2.3) Verfassungsmäßigkeit der Anwendung des Eingriffsgesetzes

Zusammenfassung § 6 (Grundrechte 2. Teil, Verwaltungsrecht)

V. Grundrechtsträger

Natürliche Personen (Menschen):

Inländer: stets. Problem: Beginn der Grundrechtsträgerschaft.

Ausländer: sind nicht Grundrechtsträger bei "Deutschengrundrechten", z.B. Art. 8, 9, 11, 12 I GG. Aber es gilt Art. 2 I GG als Auffanggrundrecht. Problem: EG-Ausländer. 

Juristische Personen des privaten Rechts (AG, GmbH, OHG, KG, Vereine):

Inländische: nach Art. 19 III GG, soweit Grundrechte "ihrem Wesen nach" auf sie anwendbar sind. Voraussetzung: "personales Substrat".

Ausländische: grundsätzlich nicht; Ausnahme: Prozeßgrundrechte. Ferner: EG-Ausländer.

Nicht: Juristische Personen des öffentlichen Rechts (Bund, Länder, Ge​meinden, Kam​mern). Ausnahme: wenn sie einem Grundrechts​bereich zu​geord​net sind, z.B. Universitäten, Rund​funk​anstalten, Kirchen.

VI. Grundrechtsadressaten

Unmittelbare Geltung der Grundrechte für Gesetzgebung, Rechtsprechung und vollziehende Gewalt, allg. gegenüber der Ausübung deutscher staatlicher Gewalt, Art. 1 III GG.

Problem: Drittwirkung der Grundrechte

Unmittelbare Drittwirkung: Koalitionsfreiheit, Art. 9 III 2 GG

Mittelbare Drittwirkung: Ausstrahlungswirkung der Grundrechte, d.h.: Die grundrechtlichen Wertung sind bei der Auslegung und Anwendung des einfachen Rechts zu berücksichtigen.

D. Verwaltungsrecht

Verwaltung = Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben, die nicht Gesetzgebung, Rechtsprechung oder Regierung ist.

Bereiche: Ordnungsverwaltung, Leistungsverwaltung, Lenkungsverwaltung

Verwaltungsorganisation

Verwaltungsträger: Rechtsfähige Organisationen (Juristische Personen) des öffentlichen Rechts, die Träger verwaltungsrechtlicher Rechte und Pflichten sind.

Arten von Verwaltungsträgern:

a) Staat: Bund, Länder

b) sonstige: Körperschaften, Anstalten, Stiftungen des öffentlichen Rechts; Beliehene.

Rechtsbindung der Verwaltung

Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung. Art. 20 III GG.

Grundsatz vollständiger gerichtlicher Überprüfbarkeit von Verwaltungsmaßnahmen (effektiver Rechtsschutz, Art. 19 IV GG).

Gebundene Entscheidung: Bei Verwirklichung des gesetzlichen Tatbestands ist nur eine Rechtsfolge möglich.

Ermessen: Bei Verwirklichung eines gesetzlichen Tatbestands besteht für die Verwaltung Wahlmög​lichkeit zwi​schen verschiedenen möglichen Rechts​fol​gen.

Zusammenfassung § 7 Theorie der Rechtsanwendung

I. Grundstruktur juristischer Entscheidungsbegründung: Der Justizsyllogismus

Die Ausgangsprämisse ist eine generelle Norm, die (für alle Rechtssubjekte) einen Tatbestand T mit einer Rechtsfolge R verbindet. Die Subsumtion eines Falls unter diese Norm besteht in der Feststellung, dass dieser Fall unter den Tatbestand der Norm fällt. Der nächste Schritt ist die Ableitung der Rechtsfolge (Deduktion) aus der Norm sowie der Feststellung des Tatbestands. 

Struktur des Justizsyllogismus:

(x) (Tx -> Rx)

Ta____      
Ra

Bsp.: Der Mörder (T) wird mit lebenslanger Freiheitsstrafe bestraft (R). A hat jemanden ermordet. Also wird A mit lebenslanger Freiheitsstrafe bestraft.

Was Rechtsnormen sind, ergibt sich aus der -> Rechtsquellenlehre.

II. Problem der Gesetzesinterpretation

1. Auslegungsregeln

(1) Wortlaut: Stelle den Wortsinn der gesetzlichen Ausdrücke fest.

(2) Systematik: Beachte den gesetzlichen Rahmen (Kontext), in dem die auszulegende Vorschrift steht.

(3) Wille des Gesetzgebers (subjektiv-teleologische Auslegung): Lege das Gesetz so aus, daß die Regelungsabsicht des Gesetzgebers erreicht werden kann.

(4) Objektiv-telologische Auslegung (Sinn und Zweck des Gesetzes): Lege das Gesetz so aus, daß der Zweck des Gesetzes erreicht werden kann.

Bsp.: "Scheinwaffe" als Waffe i.S.d. § 250 StGB (schwerer Raub), Mindeststrafe 5 Jahre.

2. Das Problem der Rangfolge der Auslegungsregeln

Die verschiedenen Auslegungsregeln sind nebeneinander anwendbar, können aber zu abweichenden Ergebnissen führen.

- Der Wortlaut kann mit dem Willen des Gesetzgebers kollidieren.

- Der Wille des Gesetzgebers kann mit dem objektiv vernünftigen Verständnis der Regelung oder allgemeinen Rechtsprinzipien kollidieren.

- Wortlaut oder Wille des Gesetzgebers können mit systematischen Argumenten kollidieren.

- Verschiedene systematische Argumente können kollidieren.

Allgemeingültige Vorrangregeln sind nicht begründbar. Es könne aber prima facie-Vorränge begründet werden. Diese beanspruchen Geltung nur, soweit nicht kollidierende (und gewichtigere) Gründe für eine andere Lösung sprechen.

(1) Wortlautargumente gehen prima facie allen anderen Auslegungsargumenten vor.

(2) Institutionelle (d.h. Wortlaut, Systematik, Wille des Gesetzgebers) Argumente gehen prima facie allgemeinen praktischen Argumenten vor.

III. Methoden der Rechtsfortbildung

(1) Analogie. Bsp.: Eintrittsrecht des überlebenden nichtehelichen Lebenspartners in Mietvertrag. Voraussetzung für Analogie: Keine (passende) gesetzliche Regelung. (2) Gleichbewertung des nicht geregelten mit dem geregelten Fall.

(2) Teleologische Reduktion. Bsp.: Rechenschaftspflicht politischer Parteien, Art. 21 I 4 GG.

(3) Argumentum a maiore ad minorem (Erst-recht-Schluß). Bsp.: Auflage statt Untersagung.

(4) Umkehrschluss: Gegenteil von Analogie; begründungsbedürftig.

(5) Prinzipienargumente.
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